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Ergänzungsblätter zum Buch 
 

Strafprozessordnung 1975 
Praxiskommentar – Ermittlungsverfahren 

13. Auflage 
 

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen: 
 

BGBl. I Nr. 190/2021 (Art. 3; GP XXVII RV 1043 AB 1080) 
BGBl. I Nr. 243/2021 (GP XXVII RV 1175 AB 1256) 
BGBl. I Nr. 152/2022  (VfGH) 
BGBl. I Nr. 223/2022 (Art. 2 Maßnahmenvollzugsanpassungsgesetz 2022; GP XXVII 

RV 1789 AB 1849) 
BGBl. I Nr. 1/2023 (VfGH) 
BGBl. I Nr. 135/2023  (Art. 2; GP XXVII RV 2208 AB 2260) 
BGBl. I Nr. 165/2023 (VfGH) 
BGBl. I Nr. 182/2023 (Art. 8 DSA-Begleitgesetz; GP XXVII RV 2309 AB 2344) 
 

 
Hinweis: Im Folgenden werden nur Änderungen berücksichtigt, die für das Ermitt-
lungsverfahren von Relevanz sind. Diese Änderungen sind gelb unterlegt. 
 
 
§ 110 Abs. 1 Z 1 und Abs. 4 sowie Abs. 111 Abs. 2 wurden vom VwGH – allerdings 
erst mit Wirkung 1.1.2025 – aufgehoben. 
 
 
§ 134 hat zu lauten: 
 

 § 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 
1. „Beschlagnahme von Briefen“ das Öffnen und Zurückbehalten von Tele-

grammen, Briefen oder anderen Sendungen, die der Beschuldigte ab-
schickt oder die an ihn gerichtet werden, 

1a. „Auskunft über Stammdaten“ die Erteilung einer Auskunft über Stammda-
ten (§ 160 Abs. 3 Z 5 Telekommunikationsgesetz – TKG 2021, BGBl. I 
Nr. 190/2021) eines Nutzers (§ 4 Z 13 TKG 2021 oder § 3 Z 4 E-Commerce–
Gesetz – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001); 

1b. „Auskunft über Zugangsdaten“ die Auskunft über folgende Zugangsdaten 
(§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021) des Inhabers der betroffenen technischen Ein-
richtung: 
a. Name, Anschrift und Nutzerkennung des Nutzers, dem eine öffentliche 

IP-Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe der zugrunde 
liegenden Zeitzone zugewiesen war, es sei denn, dass diese Zuordnung 
viele Nutzer erfassen würde; 

b. die bei Verwendung von E-Mail Diensten dem Nutzer zugewiesene Nut-
zerkennung; 

c. Name und Anschrift des Nutzers, dem eine E-Mail-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, und 
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d. die E-Mail-Adresse und die öffentliche IP-Adresse des Absenders einer 
E-Mail, 

2. „Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“ die Erteilung einer 
Auskunft über Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 TKG 2021), Zugangsdaten (§ 
160 Abs. 3 Z 7 TKG 2021), die nicht einer Anordnung gemäß § 135 Abs. 1a 
zweiter Fall unterliegen, und Standortdaten (§ 160 Abs. 3 Z 9 TKG 2021) ei-
nes Telekommunikationsdienstes oder eines Dienstes der Informationsge-
sellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes), 

2a. „Lokalisierung einer technischen Einrichtung“ der Einsatz technischer Mit-
tel zur Feststellung von geographischen Standorten und der zur internatio-
nalen Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) ohne Mitwirkung 
eines Anbieters (Z 6), 

2b. „Anlassdatenspeicherung“ das Absehen von der Löschung der in Z 2 ge-
nannten Daten (§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021), 

3.  „Überwachung von Nachrichten“ das Überwachen von Nachrichten und In-
formationen, die von einer natürlichen Person über ein Kommunikations-
netz (§ 4 Z 1 TKG 2021) oder einen Dienst der Informationsgesellschaft (§ 1 
Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes) gesendet, übermittelt oder empfan-
gen werden, 

4. „optische und akustische Überwachung von Personen“ die Überwachung 
des Verhaltens von Personen unter Durchbrechung ihrer Privatsphäre und 
der Äußerungen von Personen, die nicht zur unmittelbaren Kenntnisnahme 
Dritter bestimmt sind, unter Verwendung technischer Mittel zur Bild- oder 
Tonübertragung und zur Bild- oder Tonaufnahme ohne Kenntnis der Be-
troffenen, 

5.  „Ergebnis“ (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft, Lo-
kalisierung oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die festgestell-
ten Stammdaten (Z 1a), die festgestellten Zugangsdaten (Z 1b), die Daten 
einer Nachrichtenübermittlung (Z 2), die festgestellten geographischen 
Standorte und zur internationalen Kennung des Benutzers dienenden 
Nummern (IMSI) (Z 2a), die gesendeten, übermittelten oder empfangenen 
Nachrichten und Informationen (Z 3) und die Bild- oder Tonaufnahme einer 
Überwachung (Z 4), 

6. „Anbieter“ ein Anbieter (§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2021), ein Diensteanbieter 
(§ 3 Z 2 ECG) sowie ein Vermittlungsdiensteanbieter (§ 3 Z 3a ECG). 

 
 
§ 135 Abs. 1a wurde eingefügt: 
 

 (1a) Auskunft über Stammdaten und Auskunft über Zugangsdaten sind zuläs-
sig, wenn sie zur Aufklärung eines konkreten Verdachts einer Straftat erforderlich 
erscheinen. 
 
 
§ 135 Abs. 2b hat zu lauten: 
 

 (2b) Anlassdatenspeicherung ist zulässig, wenn dies aufgrund eines An-
fangsverdachts (§ 1 Abs. 3) zur Sicherung einer Anordnung nach Abs. 1a zweiter 
Fall oder nach Abs. 2 Z 2 bis 4 erforderlich erscheint. 
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§ 137 hat zu lauten: 
 

 § 137. (1) Eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 1 kann die Kriminalpolizei 
von sich aus durchführen. Eine Auskunft über Stammdaten nach § 135 Abs. 1a 
erster Fall ist auf Ersuchen von Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht 
zu erteilen. Eine Auskunft über Zugangsdaten nach § 135 Abs. 1a zweiter Fall 
sowie eine Anlassdatenspeicherung nach § 135 Abs. 2b ist von der Staatsanwalt-
schaft anzuordnen (§ 102). 
 

 (3) Eine Anlassdatenspeicherung nach § 135 Abs. 2b darf nur für jenen Zeit-
raum angeordnet werden, der zur Erreichung ihres Zwecks voraussichtlich erfor-
derlich ist, längstens jedoch für zwölf Monate; eine neuerliche Anordnung ist nicht 
zulässig. Sonstige Ermittlungsmaßnahmen nach §§ 135 bis 136 dürfen nur für 
einen solchen künftigen, in den Fällen des § 135 Abs. 1a zweiter Fall und Abs. 2 
auch vergangenen, Zeitraum angeordnet werden, der zur Erreichung ihres Zwecks 
voraussichtlich erforderlich ist. Eine neuerliche Anordnung ist jeweils zulässig, 
soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die weitere Durch-
führung der Ermittlungsmaßnahme Erfolg haben werde. Im Übrigen ist die Ermitt-
lungsmaßnahme zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. 
 
 
§ 138 hat zu lauten: 
 

 § 138. (1) Anordnung und gerichtliche Bewilligung einer Beschlagnahme von 
Briefen nach § 135 Abs. 1 haben die Bezeichnung des Verfahrens, den Namen des 
Beschuldigten, die Tat, deren der Beschuldigte verdächtig ist, und ihre gesetzliche 
Bezeichnung sowie die Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass die Anordnung 
oder Genehmigung zur Aufklärung der Tat erforderlich und verhältnismäßig ist, 
anzuführen und über die Rechte des von der Anordnung oder Bewilligung Be-
troffenen zu informieren; Anordnung nach § 135 Abs. 1a zweiter Fall und Abs. 2b 
und Anordnung und Bewilligung nach den § 135 Abs. 2, 2a und 3, § 135a1 und 
§ 136 haben überdies zu enthalten: 

1.  die Namen oder sonstigen Identifizierungsmerkmale des Inhabers der 
technischen Einrichtung, die Ursprung oder Ziel einer Übertragung von 
Nachrichten war oder sein wird, des Inhabers oder Verfügungsbefugten 
des Computersystems, in dem ein Programm zur Überwachung verschlüs-
selter Nachrichten installiert werden soll, oder der Person, deren Überwa-
chung angeordnet wird, 

2.  die für die Durchführung der Ermittlungsmaßnahme in Aussicht genomme-
nen Örtlichkeiten oder das Computersystem, in dem ein Programm zur 
Überwachung verschlüsselter Nachrichten installiert werden soll, 

3.  die Art der Nachrichtenübertragung, die technische Einrichtung oder die 
Art der voraussichtlich für die optische und akustische Überwachung zu 
verwendenden technischen Mittel, 

4.  den Zeitpunkt des Beginns und der Beendigung der Überwachung, 
5.  die Räume, in die auf Grund einer Anordnung eingedrungen werden darf, 
6.  im Fall des § 136 Abs. 4 die Tatsachen, aus denen sich die schwere Gefahr 

für die öffentliche Sicherheit ergibt. 
 

 
1  § 135a wurde vom VfGH noch vor seinem Inkrafttreten aufgehoben (vgl. BGBl I 113/2019). Der Ver-

weis auf diese Norm geht daher ins Leere. 
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 (2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der Be-
schlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der Staatsanwaltschaft 
solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen Bewilligung zurückzuhal-
ten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei Tagen, so dürfen sie die 
Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 134 Z 6) sind verpflichtet, un-
verzüglich Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu 
erteilen und an einer Überwachung von Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken; 
die rechtliche Zulässigkeit der Auskunftserteilung und Mitwirkung gründet auf der 
gerichtlichen Bewilligung. Ersuchen zur Auskunft über Stammdaten (§ 135 Abs. 1a 
erster Fall) sowie Anordnungen zur Auskunft über Zugangsdaten (§ 135 Abs. 1a 
zweiter Fall) und zur Anlassdatenspeicherung (§ 135 Abs. 2b) haben sie unverzüg-
lich zu entsprechen und im Fall der Anlassdatenspeicherung die von der Lö-
schungsverpflichtung ausgenommenen Daten (§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2021) nach 
Ablauf der angeordneten Dauer oder auf Grund einer Anordnung der Staatsan-
waltschaft zu löschen. 
 

 (3) Die Verpflichtung nach Abs. 2 und ihren Umfang sowie die allfällige Ver-
pflichtung, mit der Anordnung und Bewilligung verbundene Tatsachen und Vor-
gänge gegenüber Dritten geheim zu halten, hat die Staatsanwaltschaft dem Be-
treiber oder Anbieter mit gesonderter Anordnung aufzutragen; diese Anordnung 
hat in den Fällen der § 135 Abs. 2 und 3 die entsprechende gerichtliche Bewilli-
gung anzuführen. Die §§ 93 Abs. 2, 111 Abs. 3 sowie die Bestimmungen über die 
Durchsuchung gelten sinngemäß. 
 

 (4) Die Staatsanwaltschaft hat die Ergebnisse (§ 134 Z 5) zu prüfen und diejeni-
gen Teile in Bild- oder Schriftform übertragen zu lassen und zu den Akten zu neh-
men, die für das Verfahren von Bedeutung sind und als Beweismittel verwendet 
werden dürfen (§§ 140 Abs. 1, 144, 157 Abs. 2). 
 

 (5) Nach Beendigung einer Ermittlungsmaßnahme nach § 135 Abs. 1a zweiter 
Fall und Abs. 2b hat die Staatsanwaltschaft ihre Anordnung, in den übrigen Fällen 
von Ermittlungsmaßnahmen nach den §§ 135 bis 136 samt deren gerichtlicher 
Bewilligung, dem Beschuldigten und den von der Durchführung der Ermittlungs-
maßnahme Betroffenen unverzüglich zuzustellen. Die Zustellung kann jedoch 
aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck dieses oder eines anderen 
Verfahrens gefährdet wäre. Wenn die Ermittlungsmaßnahme später begonnen 
oder früher beendet wurde als zu den in Abs. 1 Z 4 genannten Zeitpunkten, ist 
auch der Zeitraum der tatsächlichen Durchführung mitzuteilen. 
 
 
§ 173 Abs. 6 wurde aufgehoben. 
 
 
§ 76a wurde aufgehoben – siehe nunmehr § 134 oben! 
 


